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Termine der LAG-SH und ihrer Mitgliedsverbände
20. November 2017

5. Vorstandssitzung der LAG-SH 
30. November 2017

Veranstaltung: „Inklusion geflüchteter Menschen mit Behinderung im Land Brandenburg“ in Potsdam 
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4. Vorstandssitzung der LAG-SH am 18.09.2017 in Hönow
Schwerpunkte:
· Genehmigung des Protokolls der letzten Vorstandssitzung 

· Finanzabrechnung 31.08.2017

· Arbeitsplan des Vorstandes

· Patientenvertretung 

· Wahl des Vorstandes 2018

· Schulung KK-Förderung am 17.10.2017
Matinée zum 50-jährigen Bestehen der BAG SELBSTHILFE e.V.
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Mit einer Matinée feierte die BAG SELBSTHILFE am 22. September 2017 ihr 50-jähriges Bestehen in Berlin. Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier stellte in seiner Festrede die Bedeutung der BAG SELBSTHILFE auf dem Weg zu einer inklusiven Gesellschaft heraus. Beeindruckend waren auch die Gespräche mit behinderten und chronisch kranken Menschen auf der Bühne, die im Verlauf der Jubiläumsveranstaltung einen Einblick in den aktiven und selbstbestimmten Alltag der Betroffenen gaben. Zu den Teilnehmern dieser Gesprächsrunde gehörte auch Heinz Strüwing, 1. Vorsitzende der LAG-SH. Herr Strüwing sprach über “Barrierefreie Bürgerbüros“, ein Thema, welches ihm sehr am Herzen liegt und für das er sich immer wieder einsetzt. Die Herstellung von Barrierefreiheit im öffentlichen Raum und in öffentlichen Gebäuden ist ein längerfristiger Prozess mit zahlreichen privaten und öffentlichen Akteuren. Gemeinsames Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zum öffentlichen Raum und zu der, der Öffentlichkeit zugänglichen Infrastruktur zu gewähren.  
Schulung Krankenkassenförderung 

Bei der Beantragung von Fördermitteln bei den Krankenkassen kommt es immer noch zu Unsicherheiten. Deshalb führte die LAG-SH am 17.10.2017 im BlauArt Tagungshaus Potsdam eine Schulung zur Krankenkassenförderung durch. Teilgenommen haben Vertreter aus sechs Mitgliedsverbänden. Als Referent konnten wir Herrn Detlef Fronhöfer von der AOK gewinnen. Schwerpunktthema der Veranstaltung war die Projekt- bzw. Pauschalförderung. Herr Fronhöfer erläuterte ausführlich beide Fördermöglichkeiten und gab Tipps und Hinweise. Im Anschluss gab es einen Erfahrungsaustausch der Teilnehmer zum Thema. 
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16. BKK Selbsthilfe-Tag

„SELBSTHILFE IM WANDEL – BEWÄHRTES NEU DENKEN“

3 Vorstandsmitglieder und die Mitarbeiterinnen der LAG-SH hatten die Möglichkeit am 16. BKK-Selbsthilfetag in Düsseldorf teilzunehmen. Der Selbsthilfetag fand im Rahmen der RehaCare, der internationalen Fachmesse für Rehabilitation, Prävention, Integration und Pflege, statt. Rund 160 Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren gekommen, um sich darüber zu informieren, wie sich der Wandel in der Selbsthilfe darstellt. Dr. Winfried Kösters und Dr. Dagmar Siewerts, Referentin des BKK Dachverbandes für den Bereich Selbsthilfe und Gesundheitsförderung, eröffneten die Veranstaltung. Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE, referierte über Professionelle Hilfe und Selbsthilfe. Im Juni dieses Jahres wurde die vom Bundesministerium für Gesundheit geförderte SHILD-Studie zur “Gesundheitsbezogenen Selbsthilfe in Deutschland“ nach über viereinhalb Jahren abgeschlossen. Ein Forschungsmodul untersuchte z.B. die Lebensqualität und den Umgang mit chronischen Erkrankungen bei Multipler Sklerose, Diabetes mellitus Typ 2, Prostata-Krebs, Tinnitus und bei Angehörigen von Demenzerkrankten. Dr. Christopher Kofahl vom Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf erläuterte die Ergebnisse der SHILD-Studie und stellte einige Ergebnisse vor. Die vergleichbaren Analysen zwischen Selbsthilfeaktiven und Betroffenen außerhalb der Selbsthilfe zeigten eine höhere Gesundheitskompetenz sowie ein höheres indikationsspezifisches Wissen bei den Selbsthilfegruppenmitgliedern. Es zeigte sich aber auch, dass die Betroffenen in allen Indikationsgebieten erst zu einem relativ späten Zeitpunkt ihres Krankheitsverlaufs einer Selbsthilfegruppe beitreten. In einer Talkrunde wurde über die gesellschaftliche Anerkennung der Selbsthilfe, ihre Beteiligung in Gremien, Innovationen bei der Diagnostik und Therapie von Krankheiten, gestiegene Ansprüche an die Selbsthilfe und neue Formen der Kommunikation diskutiert. Immer mehr Selbsthilfeorganisationen befinden sich in einem Spannungsfeld zwischen ihren ursprünglichen Wurzeln und einer zunehmenden Veränderung in Richtung Dienstleistung und Professionalität. Diskutiert wurde auch die Frage, ob das alles noch Selbsthilfe ist, was in den vergangenen Jahrzehnten von der Selbsthilfe an Aufgaben übernommen wurde. 

Am zweiten Tag besuchten wir die Messe. Sie bot einen Überblick über intelligente, hochwertige Hilfsmittel und umfangreiche Beratungsangebote für Menschen mit Behinderung, Pflegebedarf, chronischen Krankheiten und im Alter. Die REHACARE ist Europas führende Fachmesse. Unter den 780 Ausstellern aus 39 Ländern waren rund 100 Verbände und Organisationen aus Selbsthilfe und Sozialwirtschaft. Eines der großen Themen war auch in diesem Jahr die Mobilität. Ob Rollstühle, Fahrgeräte, Gehhilfen oder spezielle Autoumbauten, die Aussteller zeigten ihre gesamte Palette modernster Technologie, die den Alltag mit Behinderung erheblich erleichtert. Zu sehen gab es Rollstühle, die alleine über eine Smartbrille gesteuert werden können, robotische Exoskelette und Autos, die bequem per Joystick über digitale Systeme Gas-, Brems- und Lenkfunktionen übernehmen können. Die internationalen Aussteller nutzen die Messe zunehmend als Präsentationsplattform, für zukunftsweisende Produktkonzepte und zur Vorstellung von Prototypen, die kurz vor der Markteinführung stehen. 
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Schwerhörige stellen sich taub

(SHG Hörgeschädigte LK Oberhavel, Pressemitteilung vom 18.10.2017)
Umfragen der Selbsthilfegruppe Hörgeschädigte OHV haben ergeben, dass sich ein großer Teil der Angesprochenen über ihre Hörbehinderungen gar nicht bewusst sind. Immer wieder wird festgestellt, dass angesprochene Bürger zwar öfter auf Probleme beim Hören hinweisen, dieses aber mit Andeutungen, wie bestehender Gesellschaftsschwerhörigkeit, altersbedingter Hörbehinderung oder als naturgemäßen Zustand abtun. Beim Angebot der Unterstützung, stellen sich viele wegen der notwendig zu erbringenden Eigeninitiative, wie z.B. Besuch bei einem HNO-Arzt, nahezu taub. Schwerhörige, Hörgeschädigte jeder Altersgruppe können sich an die Selbsthilfegruppe OHV wenden, um dort weitere Informationen über Unterstützungen etc. zu erhalten. Gruppensprecher Norbert B. Gillmeister ist zu erreichen per Telefon oder Fax: 03304 205886 sowie per Email: gillmeister@schwerhoerigen-lvsb.de.
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Rückkehrrecht aus Teilzeit in Vollzeit dringend notwendig
(MASGF Presseinformation vom 29.09.2017)
Im September 2017 lag die Arbeitslosenquote in Brandenburg bei 6,5 Prozent, das sind 1,0 Punkte weniger als vor einem Jahr. Insgesamt waren 86.386 Menschen arbeitslos gemeldet. Vor allem die Zahl der jungen Arbeitslosen ist gesunken. Sie werden auf dem Arbeitsmarkt gebraucht. Der Fachkräftebedarf ist sehr hoch. Die gute Entwicklung darf jedoch nicht den Blick für notwendige Verbesserungen in der Arbeitspolitik trüben. Wir brauchen ein Rückkehrrecht aus Teilzeit in Vollzeit. Arbeitsstaatssekretärin Hartwig-Tiedt appellierte an die künftige Bundesregierung, dieses wichtige Gesetzesvorhaben nicht fallen zu lassen. Die Teilzeitbeschäftigung hat in Deutschland drastisch zugenommen. Alle Beschäftigten, die ihre Arbeitszeit nur zeitweise reduzieren wollten, da sie Zeit für ihre Kinder brauchten oder Angehörige pflegten, warten auf das Rückkehrrecht. Mit rund 77 Prozent machen Frauen den weitaus größten Anteil aller sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigten in Brandenburg aus. Sie verdienen weniger, mit negativen Auswirkungen auf ihre Rente. 
Jürgen Dusel würdigt Arbeit des Landesbehindertenbeirats
(MASGF Presseinformation vom 06.10.2017)
Der Landesbehindertenbeirat Brandenburg (LBB) besteht seit 25 Jahren und veranstaltete am 6. Oktober 2017 seine 7. Behindertenpolitische Konferenz. Jürgen Dusel, Beauftragter der Landesregierung für die Belange der Menschen mit Behinderungen, würdigte die Arbeit des LBB. Für ihn ist der LBB ein ganz wichtiger Partner, wenn es um die Durchsetzung der Teilhaberechte von Menschen mit Behinderungen im Land geht. Die 7. Behindertenpolitische Konferenz stand unter dem Titel „Arbeit und Beschäftigung für Menschen mit Behinderung – Teilhabe in Brandenburg für alle?“. Dabei ging es vor allem um das Anfang 2017 in Kraft getretene Bundesteilhabegesetz, mit dem u.a. Änderungen für eine verbesserte Teilhabe am Arbeitsleben auf den Weg gebracht wurden. Bundesweit arbeiten über 300.000 Menschen mit Behinderungen in den Werkstätten für behinderte Menschen, und damit außerhalb des allgemeinen Arbeitsmarktes. Der Zugang zum Arbeitsmarkt muss deshalb für Menschen mit Behinderungen weiter konsequent erleichtert werden. Jürgen Dusel fordert die zuständigen Akteure in Brandenburg auf, die Instrumente des neuen Bundesteilhabegesetzes hierfür zu nutzen.
Neue Broschüre: Wegweiser Wohnformen im Alter 
(MASGF Presseinformation vom 22.10.2017)
Ältere Menschen sollen so lange wie möglich in ihrer Wohnung oder zumindest in ihrem vertrauten Wohnumfeld leben können. Das ist das Ziel der Brandenburger Pflegeoffensive. Nach der aktuellen Pflegestatistik leben in Brandenburg rund 112.000 pflegebedürftige Menschen. Die häusliche Pflege hat hier einen sehr hohen Stellenwert. 78 Prozent aller Pflegebedürftigen werden im eigenen Zuhause entweder von Angehörigen allein oder mit Hilfe von ambulanten Pflegediensten versorgt. Das Sozialministerium hat in Zusammenarbeit dem Landespflegeausschuss des Landes Brandenburg eine neue Broschüre mit dem Titel „Wegweiser Wohnformen im Alter“ veröffentlicht. Sie informiert über verschiedene (Pflege-)Wohnformen für ältere Menschen, die auf Unterstützung angewiesen sind. Die Broschüre kann kostenfrei beim Sozialministerium des Landes Brandenburg per Telefon 0331 866-5044 oder über die Internetseite www.masgf.brandenburg.de bestellt werden. Alle Fragen rund um die Pflege beantworten kostenfrei und neutral landesweit die Pflegestützpunkte (www.pflegestuetzpunkte-brandenburg.de).
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Bessere Versorgung bei akuten Schmerzen
(Pressemitteilung Patientenvertretung im G-BA vom 07.09.2017)
Nicht selten gehen Patienten wegen akuter Schmerzen ins Krankenhaus. Nach Operationen können ebenfalls erhebliche Schmerzen auftreten. Eine gute Schmerzbehandlung in diesen Akutphasen spart nicht nur den Betroffenen viel Leid, es trägt auch nachweislich zu einer schnelleren Genesung bei. Umgekehrt kann unzureichende Schmerzbehandlung dazu führen, dass die Schmerzen chronisch werden und die Patienten lange, teilweise ein Leben lang begleiten. Trotz der hohen Bedeutung einer guten Versorgung bei akuten Schmerzen werden im Qualitätsmanagement der Einrichtungen nicht flächendeckend Konzepte zum Schmerzmanagement integriert und Patientenberichte und –beschwerden über Schmerzen nicht immer ernst genommen. Einen leistungsfähigen Akutschmerzdienst findet man nicht in allen Krankenhäusern. Derzeit herrscht keine Transparenz darüber, welche Krankenhäuser ihre Patienten gut versorgen. Die Patientenvertretung hat deshalb beim Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) den Antrag gestellt, die Strukturen und Ergebnisse der Versorgung von Patienten bei Akutschmerz durch ein Qualitätssicherungsverfahren zu erheben und so Anreize für Verbesserungen zu setzen. 
Der Antrag hat zum Ziel, mittels einer Befragung der Patienten zu den von ihnen erlebten Schmerzen die Ergebnisqualität zu ermitteln und den Einrichtungen so klare Hinweise auf bestehendes Verbesserungspotential zu bieten. 
50 Jahre Engagement für Autonomie, Selbstbestimmung und Teilhabe

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier ehrt die BAG SELBSTHILFE 
(BAG SELBSTHILFE, LAG-Dienst Nr. 36/2017 vom 27.09.2017)
Mit einer Matinée feierte die BAG SELBSTHILFE am 22.09.2017 im Berliner Hotel Aquino ihr 50-jähriges Bestehen. Als Dachorganisation von 120 bundesweiten Selbsthilfeverbänden behinderter und chronisch kranker Menschen ist sie einer der wichtigsten Akteure bei der Entwicklung einer Gesellschaft zu Teilhabe und Inklusion. Die Bedeutung der BAG SELBSTHILFE auf dem Weg zu einer inklusiven Gesellschaft stellte auch Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier in seiner Festrede heraus. In seiner Rede forderte er mehr Anstrengungen für die Inklusion Behinderter. Er betonte, dass es unserer Vorstellung von einer offenen Gesellschaft widerspricht, wenn Menschen im Alltag auf Hürden stoßen, die sie daran hindern, am öffentlichen Leben teilzunehmen. Inklusion darf nicht zum Sparmodell umfunktioniert werden. Der Bundespräsident würdigte die Arbeit der BAG SELBSTHILFE in den vergangenen 50 Jahren auf dem Weg zu einer inklusiven Gesellschaft. Im Rahmen der Veranstaltung wurden die Meilensteine der BAG SELBSTHILFE auf dem Weg zu Teilhabe und Selbstbestimmung mit einer durch Originaltöne von Wegbegleitern unterlegten Fotopräsentation dargeboten. Interviews mit behinderten und chronisch kranken Menschen geben einen Einblick in den aktiven und selbstbestimmten Alltag der Betroffenen. Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE, verwies in seiner Rede auf wichtige Erfolge der Selbsthilfebewegung, wie z.B. die Umsetzung der Patientenbeteiligung oder die Aufnahme des Diskriminierungsverbots für Menschen mit Behinderungen in das Grundgesetz. Gleichzeitig betonte er, dass es noch viele Ziele zu erreichen gibt. Beeindruckend waren auch die Gespräche mit behinderten und chronisch kranken Menschen auf der Bühne, die im weiteren Verlauf der Veranstaltung einen Einblick in den aktiven und selbstbestimmten Alltag der Betroffenen gaben. Sie machten auf die verschiedenen Barrieren aufmerksam, auf die sie in ihrem Alltag nach wie vor stoßen. Musikalisch wurde das Programm umrahmt von dem inklusiven Chor „Die Nogat-Singers“ aus Berlin, sowie der inklusiven Band „FHEELS“ aus Hamburg. 
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Endlich weniger Zuzahlung für Zahnersatz
(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 20.11.2017)
Am 17.11.2017 hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) Änderungen für die Festzuschüsse für Zahnersatz beschlossen. Laut Gesetz beträgt der Festzuschuss 50% der durchschnittlichen Kosten der Regelleistung, nicht der individuellen Zahnersatzrechnung. Der Festzuschuss setzt sich aus den Preisen für die einzelnen Leistungen und den Häufigkeiten dieser zusammen. Vor allem die Häufigkeiten waren zuletzt 2004 angepasst worden und entsprachen nicht mehr der Realität. Die Patientenvertretung im GB-A hatte bereits 2008 eine Aktualisierung angestoßen. Jahrelang haben die Patienten die Abweichungen von den realen Kosten alleine tragen müssen. Nach Ansicht von Gregor Bornes, Sprecher der Patientenvertretung, wurde das Grundproblem jedoch nicht gelöst. Das Risiko für Unwirtschaftlichkeit und Kostensteigerungen würden die Patienten alleine tragen. Die Politik wird deshalb aufgefordert, hier grundsätzliche Änderungen vorzunehmen. 

Kraftfahrzeughilfe: Unterstützung für den Arbeitsweg
(Ihre Vorsorge.de, Aktuell beleuchtet vom 28.08.2017)
Schwerbehinderten Menschen soll die Teilnahme am Arbeitsleben erleichtert bzw. ermöglicht werden. Daher sieht das Sozialgesetzbuch-Neuntes Buch (SGB IX) eine Gewährung von “Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplatzes“ für schwerbehinderte Menschen, auch gleichgestellte Menschen, vor. Die näheren Einzelheiten werden in der Kraftfahrzeughilfeordnung (KfzHV) geregelt. Kostenträger ist neben der Agentur für Arbeit und dem Integrationsamt auch die Deutsche Rentenversicherung. Die Kraftfahrzeughilfe zählt zu den wichtigsten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Wer seinen Arbeits- oder Ausbildungsplatz wegen einer Behinderung nur mit dem Auto erreichen kann, kann Zuschüsse beantragen. Mit einem Grad der Behinderung von mindestens 30 Prozent haben Schwerbehinderte und diesen gleichgestellte Behinderte einen Rechtsanspruch. Voraussetzung ist, dass Betroffene wegen Art oder Schwere ihres Handycaps für die Fahrt zur Arbeit auf die Benutzung eines eigenen Autos angewiesen sind und nicht auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen können. Im Regelfall wird die Beschaffung eines Fahrzeugs mit bis zu 9.500 Euro gefördert. Wenn die Behinderung es erforderlich macht, kann im Einzelfall auch ein höherer Betrag zugrunde gelegt werden. Der Zuschuss ist einkommensabhängig. Alleinstehende Behinderte können bis zu einem monatlichen Nettoeinkommen von gut 2.232 Euro noch mindestens eine Teilförderung in Höhe von 1.710 Euro für die Neuanschaffung eines Autos erhalten. Gefördert werden können neben Neuwagen auch Gebrauchtwagen. Dieser muss dann allerdings noch mindestens halb so viel wert sein wie ein entsprechender Neuwagen. Notwendige Kosten für eine behinderungsbedingte Zusatzausstattung (z.B. schwenkbarer Fahrersitz), ihren Einbau, ihre technische Überprüfung und Reparatur werden zusätzlich ohne Einkommensprüfung voll übernommen. Es können auch Zuschüsse zur Erlangung eines Führerscheins gewährt werden. Je nach Zuständigkeit werden die Leistungen vorwiegende von den Trägern der gesetzlichen Renten-, Unfall- oder Arbeitslosenversicherung gewährt. Für gehändicapte Arbeiter und Angestellte mit weniger als 15 Arbeitsjahren sind die Arbeitsagenturen zuständig. Die Anträge auf Kraftfahrzeughilfe können auf deren Internetseite heruntergeladen werden. 
Inklusive Bildung ist ein Menschenrecht und muss umgesetzt werden
(Deutsches Institut für Menschenrechte, PM vom 05.09.2017)
Schulische Inklusion ist für viele Lehrkräfte und Eltern zu einem Reizthema geworden. Angesichts vorhandener Umsetzungsprobleme scheint sie manchen schon als gescheitert. Inklusive Bildung ist jedoch ein Menschenrecht, zu dessen Umsetzung sich Deutschland völkerrechtlich verpflichtet hat. Das Deutsche Institut für Menschenrechte wirbt deshalb für eine Versachlichung der Debatte und fordert die Bundesländer auf ein inklusives Bildungssystem nach den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention zu schaffen. Die Bundesländer müssen Gesamtkonzepte zum Aufbau eines inklusiven Schulsystems ausarbeiten, die konkrete Maßnahmen und zeitlichen Vorgaben enthalten. Sie müssen personelle wie finanzielle Ressourcen zum Aufbau inklusiver Schulen umschichten. Das bedeutet auch die schrittweise Abschaffung der Sonderschulen. Die Politik muss zudem die Befürchtungen der Schülerinnen und Schüler, Eltern, Lehrkräfte sowie anderer Berufsgruppen ernstnehmen und ihr Vertrauen in die Umgestaltung stärken. 
Potsdamer Selbsthilfetag “Selbsthilfe zeigt Gesicht“
(AOK NORDOST, Email vom 14.09.2017)

Am 02.06.2018 findet in Potsdam an zentraler Stelle auf dem Luisenplatz der Potsdamer Selbsthilfetag statt. Die Bürger aus Potsdam und Umgebung haben die Möglichkeit, die Selbsthilfe kennenzulernen. Gruppen und/oder Organisationen können sowohl mit Druckerzeugnissen und Gesprächsangeboten aber auch Mitmachaktionen, kurze Vorträge, Filme, Bewegungsangebote, Lesungen, Theater- und Tanzaufführungen, Fotoausstellungen etc. präsentieren. Da die Veranstaltung langfristig geplant werden muss, wäre eine zeitnahe Meldung wünschenswert. Ansprechpartner ist Frau Hajek, Sekiz Potsdam (hilfe@sekiz.de) oder Tel.: 0331/6200280.
Zeitnahe Anschlussmedikation
(Ihre Vorsorge.de vom 10.10,2017)

Seit dem 1. Oktober 2017 können Klinikärzte ihren Patienten bei deren Entlassung aus dem Krankenhaus eine Verordnung für die sofort benötigten Arzneimittel zur Einlösung in der Apotheke mitgeben. Das Entlassrezept soll es dem Patienten eine zeitnahe Anschlussmedikation ermöglichen, ohne zuvor einen niedergelassenen Arzt aufsuchen zu müssen. Durch den Aufdruck “Entlassungsmanagement“ ist das neue rosa Rezept von ambulanten Verordnungen zu unterscheiden. Für die Verordnungen gelten allerdings einige Sonderregelungen. Die Klinikärzte dürfen nur die jeweils kleinsten verfügbaren Packungsgrößen der Arzneimittel verordnen. Zudem muss das Rezept innerhalb von drei Werktagen in der Apotheke eingelöst werden. Der Patient hat auch hier für das Einlösen des Entlassrezeptes die freie Apothekenwahl in Deutschland. 
Wegweiser für Pflegebedürftige und pflegende Angehörige 
(BMG-Newsletter Service vom 19.10.2017)

Wo erhalten Pflegebedürftige und pflegende Angehörige Informationen und Unterstützung? Wann besteht ein Anspruch auf Pflegezeit oder Familienpflegezeit? Welche Pflegegrade und welche Leistungen der Pflegeversicherung und Hilfe zur Pflege gibt es? Im Pflegefall kommen viele Fragen auf Pflegebedürftige und pflegende Angehörige zu. Da fällt es schwer, den Überblick zu behalten. Bei allen Fragen rund um das Thema Pflege hilft ab sofort die Behördennummer 115. Von Montag bis Freitag zwischen 8 und 18 Uhr informieren Mitarbeiter*innen über Themen wie:
· Sach- und Kombileistungen der Pflegeversicherung 

· Pflegehilfsmittel

· wohnumfeldverbessernde Maßnahmen und Förderung des altersgerechten Wohnens 

· Pflegeunterstützungsgeld der Pflegeversicherung bei Arbeitsbefreiung einer akuten Pflegesituation 

· zinslose Darlehen bei Freistellung oder Reduzierung der Arbeit zur Pflege eines nahen Angehörigen 

· Leistungen der Hilfe zur Pflege

Auch zum Thema „Anspruch auf Pflegeberatung“ können über die 115 Auskünfte eingeholt werden. Grundsätzlich haben alle Versicherte, die Leistungen der Pflegeversicherung erhalten oder einen entsprechenden Antrag gestellt haben, gegenüber der Pflegekasse einen gesetzlichen Anspruch auf Pflegeberatung. Gleiches gilt für pflegende Angehörige und weitere Personen, z.B. ehrenamtliches Pflegepersonen. Voraussetzung hierfür ist die Zustimmung des Pflegebedürftigen. 
Neuerscheinung: „Handbuch Barrierefreiheit im Fernbuslinienverkehr“

(Pressemitteilung BMVI)

Fernlinienbusse haben sich als Verkehrsmittel etabliert, inzwischen gibt es mehr als 240 Linien und rund 24 Millionen Fahrgäste. Jetzt geht es darum, den Fernbusverkehr konsequent barrierefrei zu gestalten und damit die Attraktivität und den Komfort für alle Reisenden, mit und ohne Mobilitätseinschränkungen, weiter zu stärken. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) hat einen kompakten Ratgeber entwickelt. Das Handbuch “Barrierefreiheit im Fernlinienbusverkehr“ gibt einen Überblick über die gesetzlich vorgeschriebenen Maßnahmen für den Fernlinienbusverkehr. So müssen z.B. ab Januar 2020 alle eingesetzten Busse barrierefrei und mit mindestens zwei Plätzen für Rollstuhlfahrer ausgestattet sein. Das Handbuch bietet aber auch weiterführende Empfehlungen, um für alle Menschen die Teilhabechancen im Fernlinienbusverkehr weiter auszubauen. 
Mit EmmA eigenständig Hilfe holen
(www.emma-notruf-app.de)
Bei EmmA handelt es sich um die persönliche App für Not- und Hilferufe. Ob allein zu Haus oder unterwegs, mit einem Klick können Sie jederzeit einen Notruf oder Hilferuf auslösen. Ihre Helfer werden direkt und umfassend über Ihren Standort und Ihre persönliche Situation informiert. Die App hat die persönlichen und medizinischen Daten (Medikamente, Krankheiten, Allergien usw.) gespeichert und gibt diese an die Leitstelle und legitimierte Adressaten (Familie, Nachbarn, Freunde) weiter. Bis zu vier Personen werden automatisch benachrichtigt. Diese können zusammen mit Rettungsdienst und Notarzt schnell gezielt und konkret helfen. Die Daten werden verschlüsselt und sind nur in Ihrer App und auf Ihrem Datenträger gespeichert. 

Fachtagung: “Selbsthilfe macht schlau!“

(AOK NORDOST, E-Mail vom 26.10.2017)
Termin:


01. Dezember 2017


10:00 bis 16:00 Uhr

Ort:



Berlin
Veranstalter:


AOK Bundesverband
Anmeldeschluss:

24.11.2017

Gemeinsam mit Vertretern aus Wissenschaft und Praxis soll beleuchtet werden, was die Selbsthilfe im Bereich Gesundheitskompetenz bereits alles leistet und was darüber hinaus noch möglich ist. 
Veranstaltung: „Nichts über uns ohne uns – Gesundheitsselbsthilfe im 21. Jahrhundert“

Termin:


06. Dezember 2017


16:00 bis 19:30 Uhr

Ort:



Sozialverband Deutschland e.V., Berlin-Mitte
Veranstalter:


Landesvereinigung Selbsthilfe Berlin e.V. 
Thematisiert werden die ständig steigenden Anforderungen an die Selbsthilfe und ihre Aktiven, Finanzierungsmöglichkeiten, Fragen der Nachwuchsgewinnung und Vielfalt und neue Formen von Selbsthilfe. Es geht um Entwicklungen, Trends und Formen der (Berliner) Gesundheits-Selbsthilfe. Die Veranstaltung wird von Schrift- und Gebärdendolmetscher*innen begleitet. 
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Landesarbeitsgemeinschaft


Selbsthilfe von Menschen mit


Behinderung und chronischer


Erkrankung und ihren Angehörigen


Brandenburg e.V.


Handelsstraße 11


16303 Schwedt/Oder


Telefon: 03332 521751





LAG-SH





Aus der Arbeit der LAG-SH und ihrer Mitgliedsverbände





Landespolitik





Informationen der BAG SELBSTHILFE





Tipps & Infos





Seminare und Veranstaltungen
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